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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vor- 
schriften des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, des Rabatt- 
gesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend Ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 100. Sitzung am 6. Februar 1953 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben; er hat lediglich 
seine Ansicht zum Ausdruck gebracht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedürfe. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blüdier 


bhaßk; ßoiiher universitüts^fiuchdrudcerel Gebt. Schöür, ßönü 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden. Nietzschestraße i 



Entwurf eines Gesetzes 


zur Änderung von Vorschriften des Gesetzes betreffend die Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, des Rabattgesetzes und des 
Körperschaftsteuergeseizes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

§ 1 

§ 8 Abs. 4, §§ 31,152 und 153 des Gesetzes 
betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften werden aufgehoben. 

Artikel II 

Änderung des Rabattgesetzes 

§ 2 

(1) § 5 des Rabattgesetzes vom 25. No- 

vember 1933 (Relchsgesetzbl. I S. 1011) und 
§ 11 der Durchführungsverordnung zum 

Rabattgesetz vom 21. Februar 1934 (Relchs- 
gesetzbl. I S. 120) werden für den Bereich 
des ehemaligen Landes Baden und den des 
Landes Berlin aufgehoben. 

(2) § 6 des Rabattgesetzes wird aufgehoben. 

Artikel III 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

S 3 

§ 23 des Körperschaftsteuergesetzes in der 
Fassung vom 23. Mai 1952 — KStG 1951 — 
(Bundesgesetzbl. I S. 305) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Warenrückvergütungen, die 
Genossenschaften im Sinne des § 1 
Abs. 1 Nr. 5 des Genossenschaftsge- 
setzes (Konsumvereine) ihren Mitglie- 
dern gewähren, dürfen in Vorschriften 
über die Ermittlung des Gewinns, die 


auf Grund des Absatzes 1 erlassen 
werden, nur insoweit zum Abzug zu- 
gelassen werden, als sie zusammen mit 
Rabatten an Mitglieder drei vom 
Fiundert des Umsatzes mit Mitglie- 
dern nicht übersteigen.“ 

Artikel IV 

Übergangs- und Schlußvor Schriften 
S 4 

(1) Warenrückvergütungen, die Genossen- 
schaften im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 5 des 
Genossenschaltsgesetzes (Konsumvereine) 
ihren Mitgliedern gewähren, dürfen bei der 
Ermittlung des steuerlichen Gewinns (§ 6 des 
Körperschaftsteuergesetzes, § 5 des Einkom- 
mensteuergesetzes) nur soweit abgezogen 
werden, wie sie zusammen mit Rabatten an 
Mitglieder drei vom Fiundert des Umsatzes 
mit Mitgliedern nicht übersteigen. Im übrigen 
bleibt § 36 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Körperschaftsteuergesetzes in der 
Fassung vom 23. Mai 1952 — KStDV 1951 
— (Bundesgesetzbl. I S. 310) unberührt. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 ist erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 1953 an- 
zuwenden. Sie ist nicht mehr anzuwenden, 
sobald § 36 der Verordnung zur Durch- 
führung des Körperschaftsteuergesetzes im 
Sinne der durch Absatz 1 getroffenen Rege- 
lung geändert worden ist. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes 
Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

S 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
sind Gesellschaften, welche die Förderung des 
Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mit- 
glieder mittels gemeinschaftlichen Geschäfts- 
betriebes, also durch Schaffung von Einrich- 
tungen der wirtsdiaftlichen Selbsthilfe, be- 
zwecken (§ 1 Abs. 1 des Gesetzes betreffend 
die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten, im folgenden zitiert als GeiiGes). Da der 
Zweck einer Genossenschaft in der Förderung 
des Erwerbs oder der Wirtschaft der Mitglie- 
der besteht, sind Unternehmer und Kund- 
schaft der Genossenschaft grundsätzlich per- 
sonengleich. Das Gesetz erlaubt den Genossen- 
schaften aber audi Geschäfte mit Nichtmit- 
gliedern und bringt dadurch zum Ausdruck, 
daß diese Geschäfte mit der Eigenart des ge- 
nossenschaftlichen Zusammenschlusses nicht 
in Widerspruch stehen. Dies ergibt sich aus 
§ 8 Abs. 1 Nr. 5 GenGes, der vorschreibt, 
daß die Ausdehnung des Gesdiäftsbe- 
triebes auf Personen, die nicht Mitglieder der 
Genossenschaft sind, in cias Statut aufzu- 
nehmen ist. 

In der Durchbrechung dieses Grundsatzes 
bestimmt § 8 Abs. 4 Satz 1 GenGes, daß 
Konsumvereine (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 GenGes) 
im regelmäßigen Geschäftsverkehr Waren 
nur an ihre Mitglieder oder deren Vertreter 
verkaufen dürfen. Bei der Beratung des Ge- 
setzes im Reichstag wurde diese Vorsdirift 
in ihrer im wesentlichen noch heute geltenden 
Fassung erst in dritter Lesung mit einer 
Mehrheit von 113 zu 93 Stimmen beschlossen. 
Damals wurde die Erwägung angestellt, der 
Verkauf von Waren der Konsumgenossen- 
schaften an Nichtmitglieder sei mit dem We- 
sen einer Genossenschaft nicht zu verein- 
baren. Dem steht entgegen, daß das Gesetz 
den anderen Genossensdiaften den Geschäfts- 
betrieb mit Nichtmitgliedern im allgemeinen 
nicht verbietet, sondern ihnen die Entschei- 
dung über die Ausdehnung des Geschäftsbe- 
triebes auf Nichtmitglieder überläßt. 

Die Unvereinbarkeit des Verkaufs von 
Waren an Nichtmitglieder mit dem Wesen 
einer Genossenschaft war damals auch wohl 
nicht der entscheidende Grund für die An- 
nahme des § 8 Abs. 4. Ausschlaggebend dürf- 
ten wirtschaftspoHtlsche Erwägungen gewesen 
sein. Die Konsumgenossenschaften standen 


schon seit den Anfängen der Genossenschafts- 
bewegung im Wettbewerb zum Einzelhandel. 

§ 8 Abs. 4 sollte dem Fiandel einen Schutz 
gegen die Konsumgenossenschaften als Wett- 
bewerber bieten. 

Das Wettbewerbsverhältnis zwischen Ge- 
nossenschaften und Einzelhandel besteht noch 
heute und hat die Vertretungen des Flandels 
bisher erwogen, bei allen rechtspolitischen 
Erörterungen für eine Beibehaltung des § 8 
Abs. 4 einzutreten. Für ihre Stellungnahme war 
nicht nur maßgebend, daß dem Einzelhandel 
der Aussdiluß des Geschäfts mit Nichtmit- 
gliedern erwünscht erschien. In neuester Zeit 
spielte es auch ein wesentliche Rolle, daß die 
Konsumgenossenschaften seit der Aufhebung 
des § 5 des Rabattgesetzes Warenrückver- 
gütungen in unbegrenzter Höhe ausschütten 
dürfen, während der Einzelhandel nach § 2 
des Rabattgesetzes nur 3 v. H. Rabatt ge- 
währen darf. Hinzu kam die steuerliche Ab- 
zugsfähigkeit der Warenrückvergütungen als 
Betriebsausgabe durch § 36 der Verordnung 
zur Durchführung des Körperschaftsteuerge- 
setzes. Der enge wirtschaftspolltische Zu- 
sammenhang dieser Umstände mit § 8 Abs. 4 
GenGes wurde immer wieder hervorgehoben; 
deshalb wurde die Beibehaltung dieser Vor- 
schrift gefordert. Da diese Fragen im Jahre 
1951 nicht abschließend geklärt werden 
konnten, mußte bei der Vorbereitung des 
Gesetzes über die einstweilige Außerkraft- 
setzung von Vorsdirlften des Gesetzes be- 
treffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften vom 27. Dezember 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1003) die Entscheidung über 
eine Beibehaltung oder endgültige Aufhebung 
des § 8 Abs. 4 GenGes zurückgestellt werden. 
Im Laufe des Jahres 1952 ist zwischen den 
Verbänden der Genossenschaften und des 
Handels über eine Beilegung der bestehenden 
Meinungsverschiedenheiten verhandelt wor- 
den. Unter Berücksichtigung dieser Gespräche, 
die allerdings nicht zu einer vollständigen 
Übereinstimmung der Beteiligten geführt 
haben, sollen nunmehr die Fragen, die bei 
der Vorbereitung des Gesetzes vom 27. De- 
zember 1951 noch nicht zur Entscheidung 
reif waren, endgültig geregelt werden. Durch 
diese Regelung sollen alle Vorschriften, die 
im Wettbewerb zwischen Konsumgenossen- 
schaften und Einzelhandel zu einer ungleichen 
Behandlung der Wettbewerber führen 
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können, aufgehoben oder aufeinander abge- 
stimmt werden. Zu diesem Zweck sieht der 
Entwurf vor: 

a) Aufhebung des § 8 Abs. 4 GenGes und 
der damit zusammenhängenden Vor- 
schriften des Genossenschaftsgesetzes, 

b) Aufhebung des § 6 des Rabattgesetzes, 
der den Konsumvereinen, Warenhäusern, 
Einheits-, Klein- oder Serienpreisge- 
schäften und Warenkonsumanstalten jede 
Rabattgewährung untersagt, 

c) Beschränkung der steuerlichen Abzugs- 
fähigkeit der von den Konsumgenossen- 
schaften an Mitglieder gewährten Waren- 
rückvergütungen bis zu drei vom Hun- 
dert des Umsatzes mit Mitgliedern. 

Zu a): 

E)ie Konsumgenossenschaften haben die in 
§ 8 Abs. 4 GenGes enthaltene Beschränkung 
ihrer wirtschaftlichen Betätigung von jeher 
als eine nicht gerechtfertigte Zurücksetzung 
betrachtet. Durdi die unter c) erwähnte Re- 
gelung wird der steuerliche Abzug der Wa- 
renrückvergütungen, der vom Einzelhandel als 
eine nicht berechtigte Bevorzugung angesehen 
wird, auf drei vom Hundert des Umsatzes 
beschränkt. Deshalb entspricht es einem Ge- 
bot wirtschaftlidter Gerechtigkeit, die in § 8 
Abs. 4 GenGes liegende Benaditeiligung auf- 
zuheben. 

Zu b): 

Auch § 6 des Rabattgesetzes enthält eine 
Zurücksetzung bestimmter Unternehmen. 
Nach dieser Vorschrift dürfen Konsumver- 
eine, Warenhäuser, Einheits- oder Serien- 
preisgeschäfte und Werkskonsumanstalten 
Barzahlungsnachlässe, die anderen Unter- 
nehmen durch § 2 des Gesetzes bis zu drei 
vom Hundert des Preises gestattet sind, nicht 
gewähren. In einem Teil der Länder des Bun- 
desgebietes ist das Wort „Konsumvereine“ 
in § 6 bereits gestrichen worden. In den 
anderen Ländern gilt ^ 6 noch heute auch 
für Konsumvereine. Es ist angeregt worden, 
die Sonderregelung des § 6 für alle darin ge- 
nannten Unternehmen außer Kraft zu setzen. 
Der Entwurf folgt dieser Anregung, weil § 6 
auf wirtschaftspolitischen Erwägungen be- 
ruht, die heute nicht mehr anerkannt wer- 
den können. 


Zu c): 

Nach § 2 des Rabattgesetzes darf Rabatt nur 
bis zu drei vom Hundert des Preises gewährt 
werden. Dagegen dürfen die Konsumge- 
nossensdiaiten ihren Mitgliedern Warenrück- 
vergütungen in Höhe eines Satzes des Um- 
satzes ausschütten, der über drei vom Hun- 
dert hinausgeht. Warenrückvergütung und 
Rabatt sind zwar begrifflich voneinander 
verschieden. Die Warenrückvergütung wird 
auf Grund des Jahresgewinns der Genossen- 
schatt durch die Generalversammlung fest- 
gesetzt und dem einzelnen Genossen ent- 
sprechend seinem Umsatz ausgezahlt. Der 
Rabatt ist dagegen ein Abzug vom Kaufpreis 
eines jeden einzelnen Geschäfts ohne Rück- 
sicht auf Gewinn und Verlust in der Ertrags- 
rechnung. Trotz dieser begriff liclien Unter- 
schiede besteht wirtschaftlich ein enger Zu- 
sammenhang zwischen Warenrückvergütung 
und Rabatt. Das kaufende Publikum ver- 
gleicht den Hundertsatz der Warenrückver- 
gütung bei einer Konsumgenossenschaft mit 
dem Hundertsatz des Rabatts beim Einzel- 
händler. Die daraus sich ergebenden Span- 
nungen im Wettbewerb zwischen Konsum- 
genossenschaften und Einzelhandel bedürfen 
eines Ausgleichs. Der Ausgleich soll darin be- 
stehen, daß die steuerliche Abzugsfähigkeit 
der Warenrückvergütung der Konsumgenos- 
senschaften auf drei vom Hundert des Um- 
satzes mit Mitgliedern beschränkt wird; da- 
mit wird die Warenrückvergütuiig dem 
Rabatt gleichgestellt. 

Nach § 36 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Körperschaftsteuergesetzes — 
KStDV 51 — dürfen Warenrückvergütungen 
an Mitglieder bis zu dem nach dieser Vor- 
schrift zu berechnenden Betrage des Gewinns 
aus dem Mitgliedergeschäft (Obergrenze) 
als Betriebsausgabe abgezogen werden. Da- 
gegen kann der Einzelhandel, der Rabatte 
nur bis zu drei vom Hundert des Preises ge- 
währen darf, die Rabatte nur in dieser Höhe 
abziehen. Wenn die steuerliche Abzugsfähig- 
keit der Warenrückvergütung auf drei vom 
Hundert beschränkt wird, sind die Genossen- 
schaften rechtlich zwar nicht gehindert, 
höhere Beträge als Warenrückvergütung aus- 
zuschütten. Sie können eine solche Aus- 
schüttung aber erst vornehmen, wenn der 
drei vom Hundert des Umsatzes mit Mit- 
gliedern übersteigende Jahresgewinn nach den 
allgemeinen Sätzen des Körperschaftsteuer- 
gesetzes versteuert worden ist. In der Regel 
werden die Konsumgenossenschaften nicht in 
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der Lage sein, nach Versteuerung dieses 
Jahresgewinns Warenrückvergütungen über 
drei vom Hundert des Umsatzes mit Mit- 
gliedern festzusetzen. Daher führt die Be- 
schränkung der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
im Ergebnis zu einer Beschränkung der 
W ar enrückvergütung der Konsumgenossen- 
schaften auf den Satz von drei vom Hundert 
und damit zu einer gleichen Wettbewerbslage 
mit dem Einzelhandel, der seinen Kunden 
nur drei vom Hundert Rabatt gewähren 
darf. 

Nach Aufhebung des § 6 des Rabattgesetzes 
wird den Konsumgenossenschaften die Ge- 
währung von Rabatt an alle Käufer (Mit- 
glieder und Nichtmitglieder) in derselben 
Höhe erlaubt sein wie den Unternehmen des 
Einzelhandels. Die Gewährung von Rabatt 
durch Konsumgenossenschaften ist allerdings 
nicht gebräuchlich. Wenn aber einzelne Kon- 
sumgenossenschaften aus Anlaß der Beschrän- 
kung der steuerlichen Abzugsfähigkeit der 
Warenrückvergütung zur Rabattgewährung 
übergehen sollten, mindert sich die zum 
steuerlichen Abzug zugelassene Warenrück- 
vergütung um den an die Mitglieder ge- 
zahlten Rabatt. 


B. Im einzelnen 

Zu den Vorschriften des Entwurfs ist im 

einzelnen folgendes zu bemerken: 

Zu § 1: 

a) Nach Aufhebung des in § 8 Abs. 4 Gen- 

Ges enthaltenen Verbots des Verkaufs 
von Waren an Nichtmitglieder haben die 
Konsumgenossenschaften gemäß § 8 

Abs. 1 Nr. 5 GenGes darüber zu be- 
schließen, ob die Ausdehnung des Ge- 
schäftsbetriebs auf Nichtmitglieder im 
Statut der einzelnen Genossenschaft zu- 
gelassen werden soll. Zum Verkauf von 
Waren an Nichtmitglieder sind nur Kon- 
sumgenossenschaften berechtigt, die eine 
dahingehende Bestimmung in Ihrem 
Statut treffen. 

b) In § 8 Abs. 4 Satz 2 GenGes waren für 
den Verkauf von Waren an Nichtmit- 
glieder durch landwirtschaftliche Konsum- 
vereine Ausnahmen vorgesehen. Mit der 
Aufhebung des In Satz 1 enthaltenen 
allgemeinen Verbots wird die in Satz 2 
zugelassene Ausnahme gegenstandslos. 


Deshalb muß nicht nur § 8 Abs. 4 Satz 1, 
sondern auch Satz 2 aufgehoben werden. 

c) Die Aufhebung des § 8 Abs. 4 GenGes 
führt zur Aufhebung der damit zu- 
sammenhängenden Vorschriften des Ge- 
nossenschaftsgesetzes, nämlich des § 31 
(Vorschriften über die Legitimation für 
den Verkauf von Waren bei Konsumge- 
nossenschaften) und der §§ 152, 153 (Vor- 
schriften über die Bestrafung des unbe- 
fugten Verkaufs von Waren an Nicht- 
mitglieder und der Weiterveräußerung 
von Waren der Konsumvereine). 

Zu § 2 Abs. 1: 

Durch § 5 des Rabattgesetzes ist den Kon- 
sumvereinen verboten, Rückvergütungen 
über drei vom Hundert der Umsätze mit 
Mitgliedern zu gewähren. § 11 der Verord- 
nung zur Durchführung des Rabattgesetzes 
sdireibt vor, daß Konsumvereine einen 
weiteren Gewinn außer der durch § 5 des 
Gesetzes geregelten Rückvergütung nur nach 
Maßgabe der Geschäftsanteile ausschütten 
dürfen. Die beiden Vorschriften sind in allen 
Ländern außer in Berlin bereits aufgehoben. Im 
ehemaligen Lande Baden ist die Aufhebung 
erst durch ein Gesetz vom 8. Februar 1950 
(Gesetz- und Verordnungsbl. S. 127) erfolgt. 
Es ist zweifelhaft, ob § 5 des Gesetzes und 
§11 der Durchführungsverordnung im Lande 
Baden gemäß Art. 125 des Grundgesetzes 
Bundesrecht geworden sind, und ob demge- 
mäß diese Vorschriften nach dem ersten Zu- 
sammentritt des Bundestages (7. September 
1949) durch ein Landesgesetz noch außer 
Kraft gesetzt werden konnten. Deshalb sieht 
§ 2 Abs. 1 im Interesse der Rechtssicherheit 
und der Rechtsangleichunsr die Aufhebung 
der beiden Vorschriften für das ehemalige 
Land Baden vor. Ferner werden beide Vor- 
schriften für das Land Berlin aufgehoben. 
Die Aufhebung tritt In Berlin nach Maßgabe 
der Berlin-Klausel (§ 5) In Kraft. 

Zu § 2 Abs. 2: 

Das Wort „Konsumvereine“ in § 6 des Ra- 
battgesetzes ist in den Ländern Bayern, 
Württemberg-Baden, Hessen, Bremen, 
Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohen- 
zollern bereits gestrichen worden. In den 
Ländern Nordrhein-Westfalen, Nieder- 
sachsen, Hamburg und Schleswig-Holstein 
sowie im Lande Baden, wo die Streichung 
möglicherweise nicht rechtsgültig erfolgt ist 
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(vgl. zu § 2 Abs. 1), ferner im Lande Berlin 
gilt § 6 noch in der Fassung des Gesetzes vom 
25. November 1933. Wirtschaftspolitische 
Erwägungen allgemeiner Art (vgl. die Aus- 
führungen zu A b) lassen es als geboten er- 
scheinen, das Verbot der Rabattgewährung 
sowohl für Konsumgenossenschaften als audi 
für die anderen in § 6 genannten Unter- 
nehmen aufzuheben. 

Zu § 3: 

Die steuerliche Abzugsfähigkeit von Waren- 
rückvergütungen an Mitglieder von Genos- 
senschaften ist auf Grund des § 23 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes — KStG — durch §36 
KStDV geregelt. Um die im Interesse eines 
Ausgleichs zwischen Konsumgenossenschaften 
und Einzelhandel gebotene Beschränkung der 
Abzugsfähigkeit der Warenrückvergütungen 
bei Konsumgenossenschaften herbeizuführen, 
bedarf es einer Änderung des § 36 durch eine 
mit Zustimmung des Bundestages zu erlassende 
Verordnung der Bundesregierung. Die in die- 
ser Verordnung zu treffende Regelung soll 
den Erwägungen entsprechen, die diesem 
Gesetz zugrunde liegen. Deshalb wird die 
allgemein gehaltene Ermächtigung des § 23 
KStG durch Anfügung eines zweiten Ab- 
satzes eingesdiiänkt. Der neue Absatz schließt 
es aus, daß die Bundesregierung den Konsum- 
genossenschaften durch Verordnung einen 
höheren steuerlichen Abzug von Waren- 
rückvergütungen als drei vom Hundert des 
Umsatzes mit Mitgliedern gestattet oder da- 
von Abstand nimmt, die Minderung des ab- 
zugsfähigen Betrages der Warenrückver- 
gütung durch einen den Mitgliedern etwa 
gewährten Rabatt vorzuschreiben. Auch jede 
Änderung einer bereits erlassenen Verord- 
nung durch Einsetzung eines höheren Hun- 


dertsatzes oder eine abweichende Behand- 
lung eines an Mitglieder etwa gewährten 
Rabatts wird durch § 23 Äbs. 2 in der neuen 
Fassung ausgeschlossen. 

Zu § 4: 

Die Beschränkung der Äbzugsfähigkeit der 
Warenrückvergütung soll gleichzeitig mit der 
Äufhebung des § 8 Äbs. 4 GenGes in Kraft 
treten. Dieses Ziel würde nicht erreicht wer- 
den, wenn zwar der § 8 Abs. 4 GenGes auf- 
gehoben wäre, die Beschränkung der Abzugs- 
fähigkeit der Warenrückvergütung aber erst 
durch eine mit Zustimmung des Bundesrates 
zu erlassende Verordnung geregelt werden 
müßte. Um zu erreichen, daß die Abzugs- 
fähigkeit der Warenrückvergütung bereits bei 
Inkrafttreten der Aufhebung des § 8 Abs. 4 
im Sinne der durch dieses Gesetz getroffenen 
Regelung beschränkt ist, enthält § 4 eine 
Libergangsvorschrift, durch die die Abzugs- 
fähigkeit der Warenrückvergütung nadi den- 
selben Grundsätzen beschränkt wird, nach 
denen § 36 KStDV geändert werden soll. § 4 
ist nicht mehr anzuwenden, sobald § 36 
KStDV durch eine Regelung geändert worden 
ist, die den Erwägungen entspricht, die die- 
sem Gesetz zugrunde liegen. 

Zu § 5: 

Diese Vorschrift enthält die übliche Klausel 
zur Anwendung des Gesetzes in Berlin 
(West). 

Zu § 6: 

Aus Gründen der Dringlichkeit wird ab- 
weichend von Art. 82 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes bestimmt, daß das Gesetz am Tage 
nach der Verkündung in Kraft tritt. 
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